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Was bringen kommunale Gebietsreformen? Kausale Evi-
denz zu Hoffnungen, Risiken und alternativen Instrumenten 
Sebastian Blesse*1 und Felix Rösel** 
*ZEW Mannheim
**Ifo Institut, Dresden 
Zusammenfassung: Seit Jahrzehnten werden kommunale Gebietskörperschaften fu-
sioniert, in der Hoffnung auf Kosteneinsparungen und eine höhere Leistungsfähigkeit 
der Verwaltung. In diesem Beitrag geben Sebastian Blesse und Felix Rösel einen 
Überblick über die bestehende kausale Evidenz zu den Effekten von Gebietsreformen 
auf öffentliche Ausgaben, Effizienz und Qualität der Verwaltung sowie zu den mögli-
chen politischen Folgen der Zusammenschlüsse. Sie zeigen, dass Evaluationsstudien 
selten Effizienzrenditen von Gebietsreformen nachweisen. Allerdings ergeben sich un-
beabsichtigte Nebenwirkungen auf die politische Partizipation: Die Bürger sind weni-
ger zufrieden mit der Demokratie und gehen seltener zur Wahl, und die Ungleichheit 
zwischen den Ortsteilen nimmt zu. Vor diesem Hintergrund erörtern die Autoren alter-
native Instrumente wie interkommunale Zusammenarbeit, Funktionalreformen und 
Maßnahmen der Verwaltungsmodernisierung. 
JEL-Klassifikation: D72, H11, H72, R51 
Schlüsselwörter: Gebietsreform, Öffentliche Ausgaben, Verwaltung, Politische Öko-
nomie, Interkommunale Zusammenarbeit 
1 *Kontaktperson: Sebastian Blesse, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Postfach 
103443, 68304 Mannheim, E-Mail: blesse@zew.de. Wir danken den PWP-Herausgebern Karl-Heinz 
Paqué, Veronika Grimm und Karen Horn, zwei anonymen Referees sowie Thushyanthan Baskaran, Ivo 
Bischoff, Friedrich Heinemann, Gerhard Henkel, Helmut Klüter, Niklas Potrafke, Martin Rosenfeld, 
Thomas Schwab und Hellmut Wollmann für wertvolle Hinweise und Anmerkungen. In unserem Beitrag 
berücksichtigen wir außerdem eine Vielzahl von Ideen aus anregenden Gesprächen auf der 6. Nobel-
preisträgertagung der Wirtschaftswissenschaften 2017 in Lindau. Sebastian Blesse bedankt sich für die 
Unterstützung durch den Sonderforschungsbereich (SFB) 884 „Die politische Ökonomie von Reformen“ 
an der Universität Mannheim, finanziert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG). Der vor-
liegende Beitrag beruht auf einem im Januar 2017 erschienen Working Paper der Autoren (siehe Blesse 
und Rösel 2017). 
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1 Gebietsreformen – seit Jahrzehnten im Trend 
Seit Jahrzehnten fusionieren in westlichen Industrienationen lokale und regionale Ge-
bietskörperschaften, insbesondere im ländlichen Raum. Hierdurch verringert sich de-
ren Zahl, während die Größe wächst. Für diese Fusionen hat sich der Begriff „Gebiets-
reformen“ eingebürgert, obwohl diese prinzipiell auch Aufspaltungen von Kommunen 
umfassen könnten. Der Trend in der Zahl der Gemeinden in den deutschsprachigen 
europäischen Ländern kennt seit Jahrzehnten allerdings nur eine Richtung: abwärts 
(siehe Abbildung 1). In Österreich und Westdeutschland wurde Anfang bis Mitte der 
siebziger Jahre die Zahl der Gemeinden durch Fusionen in großem Stil reduziert. In 
der Schweiz und in Ostdeutschland fusionieren Gemeinden kontinuierlich seit Anfang 
der neunziger Jahre. Und der Trend setzt sich fort: Gegenwärtig sind zum Beispiel in 
Brandenburg, Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Thüringen flächendeckende Ge-
bietsreformen in der Diskussion.2 
 
 
Abbildung 1: Zahl der Gemeinden in deutschsprachigen Ländern, 1960–2017 
Anmerkung: Die Abbildung zeigt die Entwicklung der Zahl der Gemeinden in deutschsprachigen Län-
dern zwischen 1960 und 2017; das Jahr 1960 (Ostdeutschland: 1990) ist hierbei auf 100 Prozent nor-
miert. Quelle: Statistische Ämter der jeweiligen Länder 
                                            
2 Während die Anzahl kommunaler Gebietskörperschaften in den entwickelten Ländern seit Jahrzehn-
ten tendenziell sinkt, zeigt sich in den Transformations- und Entwicklungsländern oft ein anderes Bild. 
Dort steigt infolge von Teilungen die Zahl der Gebietskörperschaften. Für Evaluationsstudien dieses 
Trends siehe zum Beispiel Swianiewicz und Łukomska 2016, Lima und Neto 2017 sowie Grossmann et 
al. 2017. 
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Hinter Gebietsreformen steht zumeist die Hoffnung, dass Einsparungen möglich wer-
den und die Leistungsfähigkeit der Verwaltungen zunimmt, weil sich Größenvorteilen 
(Skaleneffekte) nutzen lassen. Kritiker verweisen dagegen auf das Risiko, dass in grö-
ßeren Einheiten das ehrenamtliche Engagement und die politische Partizipation lei-
den, weil die Wege länger werden und die Bürger so von der Politik entfremdet werden. 
Zudem können größere Gebietseinheiten heterogenen Wählerpräferenzen tendenziell 
weniger gut gerecht werden (Oates 1972 sowie Dahl und Tufte 1973).  
Lange war wenig darüber bekannt, wie berechtigt diese Hoffnungen und Warnungen 
sind. Aufgrund fehlender Evaluationsstudien musste man bisher weitgehend auf ver-
bale theoretische Argumentationen oder auf Prognoserechnungen zurückgreifen – 
siehe zum Beispiel Scharfe 2006, Seitz 2006, Hesse und Götz 2009, Landesrech-
nungshof Mecklenburg-Vorpommern 2009, Westphal et al. 2013; für eine Übersicht 
vgl. auch Bogumil 2016. Andere Wissenschaftler versuchten in einfachen Korrelations-
studien eine „optimale Gebietsgröße“ zu bestimmen; für Surveys der umfangreichen 
Literatur siehe Holzer et al. 2009, Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium 
der Finanzen 2013. Die Ergebnisse dieser Art von Studien, insbesondere rein verbaler 
Evaluationsansätze, genügen den Anforderungen einer modernen evidenzbasierten 
Politikberatung im Regelfall jedoch nicht, da Selektions- und Endogenitätsprobleme 
(umgekehrte Kausalität, simultane Ursachen, unbeobachtbare Heterogenität) nur teil-
weise berücksichtigt werden, was die Messung der Effekte verzerrt.3 Aus einer bloßen 
Gegenüberstellung von Gemeindegröße und Pro-Kopf-Ausgaben darf man zum Bei-
spiel nicht ohne weiteres auf einen kausalen Zusammenhang geschlossen, da beide 
Variablen simultan zum Beispiel durch die lokale Industriestruktur, die geographische 
Lage oder unbeobachtbare Faktoren beeinflusst werden. Empirisch belastbare Aussa-
gen wie „x führt zu y“ sind auf dieser Basis nicht möglich, denn x könnte zugleich auch 
Rückkopplungseffekte auf y haben, oder aber x und y könnten von einer gemeinsamen 
Ursache z abhängen. 
Aus diesen Gründen konzentrieren sich Forscher in der jüngeren Vergangenheit ver-
stärkt auf hochwertige ökonometrische Evaluationsstudien zu Gebietsreformen, die 
tatsächlich stattgefunden haben. Diese Studien können erst etliche Jahre im Nach-
hinein durchgeführt werden, da sie zumeist auf langfristigen Zeitreihendaten beruhen. 
Evaluationsstudien dieser Art sind dadurch gekennzeichnet, dass eine Interventions-
gruppe (fusionierte Gemeinden) und eine Kontrollgruppe (nichtfusionierte Gemeinden) 
im Vorher-Nachher-Vergleich vorhanden sind. Dieses Setting erlaubt es, umgekehrte 
Kausalitäten auszuschließen und Reformeffekte sauber von unbeobachtbaren Fakto-
                                            
3 Dies gilt auch für Panelschätzungen ohne Kontrollgruppenvergleiche sowie für reine Matching-Verfah-
ren (zum Beispiel Andini et al. 2017). 
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ren zu trennen. Den quasi-experimentellen Versuchsaufbau kann man über zeitge-
mäße ökonometrische Verfahren wie Differenzen-in-Differenzen-Schätzungen (DiD), 
teilweise in Verbindung mit Matching-Verfahren, oder durch den Ansatz der syntheti-
schen Kontrollgruppe nutzen (Angrist und Pischke 2009, Kugler et al. 2014, Rainer et 
al. 2017).4 Die Ergebnisse dieser Studien erlauben deshalb eine kausale Interpretation 
der Effekte vergrößerter Gebietskörperschaften, weil man die tatsächlich beobacht-
bare Welt (mit Reform) einem hypothetischen Szenario ohne Reform gegenüberstellen 
kann. 
Diese Evaluationsstudien früherer Gebietsreformen werden regelmäßig in verwal-
tungs-, politik- und wirtschaftswissenschaftlichen Fachzeitschriften publiziert, bisher 
hat sie jedoch niemand im Detail synoptisch ausgewertet und politischen Entschei-
dungsträgern zugänglich gemacht.5 Mit diesem Beitrag wollen wir diese Lücke schlie-
ßen und einen Gesamtüberblick über Studien geben, in denen Wissenschaftler die 
Wirkung früherer Gebietsreformen auf öffentliche Ausgaben, Verwaltungseffizienz und 
Wachstum sowie die politischen Konsequenzen untersucht haben. Wir berücksichti-
gen vor allem solche Studien, die dank ihres quasi-experimentellen Versuchsaufbaus 
eine kausale Interpretation erlauben. Für einen Gesamtüberblick verweisen wir zusätz-
lich auf Evaluationsstudien, die aufgrund ihres Designs nur eingeschränkt kausal in-
terpretierbar sind. Unberücksichtigt lassen wir hingegen Arbeiten, die sich lediglich auf 
theoretische Erwägungen, deskriptive Fallstudien oder annahmebasierte Ex-ante-Si-
mulationsrechnungen vor Gebietsreformen stützen und damit reinen Prognosecharak-
ter aufweisen, aber keine Evaluation liefern. 
Als Hauptergebnis unseres Literaturüberblicks zeigen wir, dass die erhofften fiskali-
schen Effizienzrenditen von Gebietsreformen in der Vergangenheit überschätzt wur-
den. Evaluationsstudien ergeben nur vereinzelt statistisch signifikante Einspareffekte 
oder Effizienz- und Wachstumseffekte. Dagegen lässt sich aber konsistent ein signifi-
kanter Rückgang der Zufriedenheit der Bürger mit der Demokratie und der Wahlbetei-
ligung nachweisen, sowie eine Stärkung rechtspopulistischer Strömungen. Diese Be-
funde legen nahe, vor Gebietsreformen die möglichen Kosten und Nutzen vergrößerter 
Gebietsstrukturen umfassender und sorgfältiger als bisher zu bewerten. Auch gilt es 
andere Optionen verstärkt in den Blick zu nehmen, die weniger eingriffsintensiv und 
gegebenenfalls wieder umkehrbar sind und somit ein „Experimentieren“ um die besten 
Politiklösungen auf kommunaler Ebene erlauben. Wir geben einen kurzen Überblick 
über die noch junge Literatur zu Instrumenten wie interkommunaler Zusammenarbeit 
und Funktionalreformen. Die tatsächlichen Vor- und Nachteile dieser Instrumente sind 
                                            
4 Siehe auch die „Leitlinien und Empfehlungen des Vereins für Socialpolitik für Ex post-Wirkungsanaly-
sen“ in der Fassung vom 06.09.2015. 
5 Aktuelle Literaturüberblicke mit stärkerem Bezug zu nationaler Literatur und ohne expliziten Fokus auf 
quasi-experimentelle Evidenz geben Boyle (2016) für Irland, Schaap und Karsten (2016) für die Nieder-
lande sowie Kuhlmann et al. (2017) für Deutschland. 
5 
bisher kaum evaluiert worden. Künftige Forschungsvorhaben sollten daher insbeson-
dere diesen Instrumenten gelten, die potenziell besser als Gebietsreformen in der 
Lage sind, eine Balance zwischen den Kooperationsvorteilen und der Sicherung loka-
ler Autonomie herzustellen. 
 
2 Hoffnungen 
2.1 Sparen Gebietsreformen Geld? 
Zunächst erörtern wir die in empirischen Studien am häufigsten untersuchte und zu-
gleich politisch brisanteste Frage: Sparen Gebietsreformen Geld? Die Ergebnisse der 
bisher zu diesem Thema vorgelegten Studien stellen wir synoptisch in einer Tabelle 
dar, auf die wir im Folgenden immer wieder verweisen; die letzte Zeile der Tabelle gibt 
einen Hinweis auf die Tendenz aller Studien im Gesamtblick.  
Anhänger kommunaler Gebietsreformen verweisen regelmäßig auf mögliche Effizienz-
gewinne durch Verbund- und Skaleneffekte in größeren Ortschaften sowie die damit 
verbundenen Kostenvorteile.6 Indem man Verwaltungen zusammenlegt, will man die 
Fixkosten in der Bereitstellung unterschiedlicher Güter senken, sodass die Durch-
schnittskosten der Versorgung fallen. Eine höhere Einwohnerzahl ginge dann mit sin-
kenden Pro-Kopf-Ausgaben einher. Auf diese Weise soll zum Beispiel der Tatsache 
Rechnung getragen werden, dass infolge des demografischen Wandels die Zahl der 
Einwohner schrumpft, oder dass sich die Finanzmittel verknappen. Skaleneffekte wer-
den insbesondere in kapitalintensiven Bereichen wie der Straßeninstandhaltung oder 
Wasserversorgung vermutet. Zudem könnten sich durch eine zunehmende Arbeitstei-
lung in der Verwaltung Spezialisierungsvorteile erreichen lassen. Kurzfristige Umstel-
lungs- und Übergangskosten könnten sich durch langfristige Kostensenkungen amor-
tisieren. 
In der Diskussion gerät jedoch häufig aus dem Blick, dass zunehmende Größe auch 
negative Skaleneffekte mit sich bringen kann, falls zusätzliche Ballungs- und Transak-
tionskosten gegenüber Synergieeffekten überwiegen. Das könnte insbesondere durch 
steigende Kommunikations- und Verhandlungsbedürfnisse (Williamson 1967) in den 
Neugemeinden der Fall sein. Wenn es in größeren Gemeinden zu einer weniger star-
ken demokratischen Kontrolle durch Gemeinderat und Wählerschaft kommt (siehe Ab-
schnitt 3), könnten die Ausgaben gegenüber kleinteiligeren Strukturen ebenfalls zu-
nehmen (Seabright 1996). Zudem erhöht sich nach Gebietsreformen das Lohnniveau 
in den Verwaltungen, zum Beispiel durch die Aufwertung des Bürgermeisterpostens 
                                            
6 Auch lassen sich räumliche Externalitäten (sogenannte Spillovers), wenn Verhandlungslösungen nicht 
zustande kommen, in größeren Einheiten besser internalisieren (Oates 1972). 
6 
zum Oberbürgermeisterposten.7 Auch dieser Effekt kann Einsparintentionen entge-
genlaufen. Insgesamt ist der Nettoeffekt größerer Gebietskörperschaften auf die öf-
fentlichen Ausgaben a priori unklar. Eine Vielzahl von kausal interpretierbaren Studien 
aus der jüngeren Vergangenheit stellt nunmehr empirische Evidenz zur Klärung dieser 
Frage bereit. 
                                            
7 Siehe hierzu anschaulich Der Spiegel 23/1977, S. 74–86. 
 Tabelle: Ökonomische und politische Effekte von Gebietsreformen – quasi-experimentelle Evaluationsstudien 
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Lüchinger und Stutzer (2002) DiD+M CH     p                              
Gordon und Knight (2008) DiD US                                   
Lassen und Serritzlew (2011a, 2011b) DiD+M DK                                 q  
Kjaer und Klemmensen (2012) DiD DK                                   
Reingewertz (2012) DiD+M ISR q         q       p       p           
Hansen (2013a) DiD DK                                q   
Moisio und Uusitaalo (2013) DiD+M FI p    q p    p                         
Blom-Hansen et al. (2014) DiD DK     q                              
Hansen et al. (2014) DiD DK                                   
Bhatti et al. (2015) DiD+M DK                                   
Fritz und Feld (2015), Fritz (2016) DiD(+M) DE p p   p    p         q    p   q   q p     p 
Hansen (2015) DiD DK                               q q   
Allers und Geertsma (2016) DiD NL                                   
Blesse und Baskaran (2016) DiD DE   q                                
Blom-Hansen et al. (2016) DiD DK     q    q p                         
Foged (2016) DiD DK                                   
Pickering et al. (2016) DiD+E JP              p                     
Rösel (2016a) Syn, DiD DE      q                   q q p        
Rösel (2016b) DiD AT                         q  p        
Studerus (2016) DiD+M CH                                   
Steiner und Kaiser (2016) DiD+M CH                p                   
Cobban (2017) DiD CA     q                              
Egger et al. (2017) DiD+E DE              p                     
Koch und Rochat (2017) DiD CH                         q          
Harjunen et al. (2017) DiD+M FI              p                     
Sandsør et al. (2017) DiD NO                        p           
9 Common-Pool-Studiena i.d.R. DiD div.                                  p 
Tendenz     ?     ? ?     p  ? ?  ?    ? p q ? p ? ? ? ? q ? p 
Anmerkungen: Die Tabelle zeigt einen Überblick von Studien zu Gebietsreformen mit quasi-experimenteller Methodik (DiD: Differenzen-in-Differenzen, DiD+M: Differenzen-in-Differenzen mit Matching-Verfahren, 
DiD+E: Differenzen-in-Differenzen mit Entropy-Balancing-Verfahren, Syn: synthetische Kontrollgruppe). Notation: : Kein signifikanter Effekt oder widersprüchliche Effekte. p: Signifikanter Anstieg. q: Signifikante 
Reduktion. ?: Weniger als 2 Studien für entsprechende Ergebnisvariable verfügbar. a): Hinnerich (2009), Blom-Hansen (2010), Jordahl und Liang (2010), Hansen (2014), Fritz und Feld (2015), Saarimaa und Tukiainen 
(2015), Nakazawa (2016), Hansen (2013b), Hirota und Yunoue (2017). 
Quelle: Eigene Darstellung 
 Im Folgenden gehen wir näher auf Studien ein, die eine kausale Interpretation ihrer 
Ergebnisse zulassen. Technisch findet hier im Vergleich zu früheren reinen Korrelati-
onsanalysen8 ein quasi-experimenteller Forschungsansatz Anwendung. Die Effekte 
von Gebietsreformen werden hierbei ermittelt, indem man fusionierte mit nicht-fusio-
nierten Gemeinden vergleicht, unter Berücksichtigung möglicher systematischer Un-
terschiede vor der Gebietsreform. Die Großzahl der in diesem Kapitel aufgeführten 
Studien fußt auf diesem als Differenzen-in-Differenzen-Schätzung bekannten Verfah-
ren. Einzelne Autoren verbessern in ihren Studien die Vergleichbarkeit von fusionierten 
und nicht-fusionierten Gemeinden zusätzlich mit Hilfe von Matching-Verfahren (zum 
Beispiel Moisio und Uusitaalo 2013, Studerus 2016, Hirota und Yunoue 2017 sowie 
Harjunen et al. 2017). Rösel (2016a) nutzt den verwandten Ansatz der synthetischen 
Kontrollgruppe (Abadie et al. 2015) und validiert seine Ergebnisse mithilfe von Diffe-
renzen-in-Differenzen-Schätzungen.  
Während zumindest theoretisch gewisse größenbedingte Kostenvorteile durch Ge-
meindefusionen zu vermuten sind, lässt die empirische Evidenz hieran inzwischen 
deutliche Zweifel aufkommen. Unsere Übersicht in der Tabelle zeigt, dass nur wenige 
Studien eine Reduktion der kommunalen Gesamtausgaben durch Gebietsreformen er-
geben. Von 12 quasi-experimentellen Studien ergibt lediglich die Arbeit von Reinge-
wertz (2012) eine signifikante und permanente Reduktion der Gesamtausgaben in fu-
sionierten israelischen Gemeinden. Fritz (2016) stellt dagegen einen signifikanten An-
stieg der Gesamtausgaben in fusionierten gegenüber nicht fusionierten Kommunen in 
Baden-Württemberg fest; desgleichen sowie Moisio und Uusitaalo (2013) für Finnland. 
In neun weiteren Studien finden sich keine signifikanten Änderungen der Gesamtaus-
gaben auf kommunaler Ebene. Dabei umfassen diese Studien eine große Bandbreite 
an institutionellen Rahmenbedingungen, von freiwilligen Fusionen (zum Beispiel Allers 
und Geertsma 2016) und erzwungenen Zusammenschlüssen (zum Beispiel Blom-
Hansen et al. 2016) bis hin zu unterschiedlichen Ländern. Die kommunalen Pro-Kopf-
Gesamtausgaben sind demnach offenbar nicht systematisch mit der Einwohnerzahl 
verbunden. 
Die Nulleffekte von Gebietsreformen im Gesamthaushalt könnten jedoch Verschiebun-
gen innerhalb der Ausgabenstruktur verdecken. Steigende Skalenerträge in einigen 
Teilbereichen der kommunalen Haushalte könnten durch negative Skalenerträge in 
anderen Bereichen kompensiert werden (Treisman 2007 sowie Blom-Hansen et al. 
2016). Eine Vielzahl von Wissenschaftlern untersucht daher auch Ausgabeeffekte in 
einzelnen kommunalen Aufgabenbereichen. Zunächst kommen hierbei Verwaltungs-
ausgaben im engeren Sinne in Betracht, zum Beispiel für Personal und Gebäudeun-
                                            
8 Beispielsweise zeigen Nelson (1992) und Hanes (2015), dass die Fusion kleiner Gemeinden während 
der großen Gebietsreform Schwedens 1952 das kommunale Ausgabenwachstum gedrosselt hat. Man-
gels einer kontrafaktischen Situation sind diese Ergebnisse jedoch nicht kausal interpretierbar. 
 terhalt. Insgesamt 12 Studien sind den Effekten von Gebietsreformen auf die Verwal-
tungsausgaben oder laufenden Ausgaben gewidmet. In vier davon findet sich eine sig-
nifikante Reduktion der Verwaltungsausgaben durch Gebietsreformen in Finnland, Dä-
nemark und Kanada (Moisio und Uusitaalo 2013, Blom-Hansen et al. 2014, Blom-Han-
sen et al. 2016 sowie Cobban 2017); wobei Blom-Hansen et al. (2014) und Blom-Han-
sen et al. (2016) dieselbe Reform untersuchen. Studerus (2016) findet Einspareffekte 
in den Verwaltungsausgaben lediglich im zweiten bis fünften Jahr nach Gemeindefu-
sionen, nicht aber davor und danach. Hansen et al. (2014) beobachtet nur in verein-
zelten Jahren eine Reduktion der laufenden Ausgaben. Für Gebietsreformen im 
deutschsprachigen Raum ist bisher keine Senkung der Verwaltungsausgaben nach-
zuweisen. Allenfalls eine Reduktion der quantitativ wenig bedeutsamen Sachkosten 
stellen Blesse und Baskaran (2016) für unfreiwillige Gemeindezusammenschlüsse in 
Brandenburg fest. Lüchinger und Stutzer (2002) sowie Fritz (2016) melden sogar stei-
gende Verwaltungsausgaben in fusionierten Gemeinden in der Schweiz und in Baden-
Württemberg; Blesse und Baskaran (2016) und Rösel (2016a) finden keine Effekte von 
Fusionen von Gemeinden und Landkreisen auf die Verwaltungsausgaben in Ost-
deutschland. Innerhalb der Verwaltungsausgaben lassen sich zumeist auch keine Ef-
fekte auf die Personalausgaben feststellen (Reingewertz 2012, Blesse und Baskaran 
2016, Steiner und Kaiser 2017 sowie Harjunen et al. 2017).  
Auch andere Ausgabenkategorien lassen im Regelfall keine Ausgabenänderungen in 
Folge von Gemeindezusammenschlüssen erkennen. Dies gilt insbesondere auch für 
Investitions- und Infrastrukturausgaben. Einzig Fritz (2016) weist einen Anstieg der 
kommunalen Bautätigkeit nach Gebietsreformen nach. Blom-Hansen (2016) konsta-
tiert dagegen einen Rückgang der Ausgaben für Straßeninstandhaltungskosten. Lü-
chinger und Stutzer (2002), Fritz (2016) sowie Steiner und Kaiser (2017) finden keine 
signifikanten Effekte auf das Investitionsverhalten von fusionierten Gemeinden. Blom-
Hansen et al. (2016) dokumentieren steigende Pro-Kopf-Ausgaben im Bereich Arbeits-
marktpolitik und Soziales; für andere öffentliche Leistungen wie Kultur, Kinder- und 
Jugendhilfe, Schulbildung und Altenpflege zeigen sich dagegen keine signifikanten 
Ausgabeneffekte. Auch andere Studien ergeben regelmäßig keine signifikanten Ef-
fekte auf Ausgaben für Bildung, Soziales, Sicherheit und anderes, so dass wir insge-
samt in der empirischen Literatur keine systematische Wirkung von Gebietsreformen 
auf öffentlichen Ausgaben belegt finden.  
Dass die erhofften Wirkungen von Gebietsreformen auf die kommunalen Haushalte 
ausbleiben, ist auf verschiedene Gründe zurückzuführen. Erstens sind potenzielle 
Skaleneffekte stark aufgabenspezifisch; eine Vergrößerung von Gemeinden als 
„Mehrzweckdienstleister“ erlaubt damit nicht notwendigerweise die Hebung von Sy-
nergieeffekten in allen angebotenen Leistungen (Blom-Hansen et al. 2016). So können 
Kostenvorteile in bestimmten kommunalen Aufgaben mit Kostennachteilen in anderen 
Aufgaben verbunden sein. Eine Systematik ist in der Tabelle jedoch nicht erkennbar. 
 Wahrscheinlicher ist daher zweitens, dass es generell an Skaleneffekten in den kom-
munalen Aufgabenbereichen mangelt. In Deutschland stellen beispielsweise Sozial-
transfers einen Großteil der kommunalen Ausgaben dar, insbesondere auf der Ebene 
der Landkreise. In diesem Bereich sind jedoch kaum Skaleneffekte zu erwarten (Moi-
sio und Uusitaalo 2013 sowie Rösel 2016c). Drittens könnten kommunale Ausgaben 
eher von Ballungsfaktoren, also der Gemeindefläche und der Einwohnerdichte, und 
weniger von der Einwohnerzahl determiniert sein, was sich beispielsweise in den Aus-
gaben für Straßen, ÖPNV, Schülerverkehr und Feuerschutz niederschlägt. Gebietsre-
formen verfehlen in diesem Fall ihre Wirkung, da sich zum Beispiel durch die Zusam-
menlegung zweier Gemeinden die Siedlungsdichte – anders als die Einwohnerzahl – 
naturgemäß nicht verändert (Rösel 2016c). Viertens sind Gemeinden nur einge-
schränkt fähig, Kosten zu senken, da sie viele Leistungen nicht selbst erbringen, son-
dern sie auf Einheiten wie Schulen, Bibliotheken oder Theater übertragen. Wenn eine 
Gebietsreform deren Größe und Einzugsbereich nicht verändert, sind auch keine Kos-
tenvorteile zu erwarten (Blom-Hansen et al. 2016). Fünftens können die Vorteile von 
Skaleneffekten auch dadurch konterkariert werden, dass die Bürger in größeren Ein-
heiten weniger gut in der Lage sind, die Kosten zu kontrollieren und damit einer mög-
licherweise zunehmenden Verschwendung öffentlicher Finanzmittel Einhalt zu gebie-
ten (Seabright 1996).9 Sechstens könnten schließlich auch Übernahme- und Jobga-
rantien einer Konsolidierung der öffentlichen Verwaltung zumindest kurzfristig entge-
genstehen (Blesse und Baskaran 2016). 
2.2  Wieso wird unmittelbar vor Gebietsreformen besonders viel Geld ausge-
geben? 
Unmittelbar vor Gebietsreformen lässt sich regelmäßig beobachten, dass zur Fusion 
vorgesehene Gemeinden ihre Pro-Kopf-Ausgaben deutlich erhöhen. Dies ist auf den 
sogenannten Common-pool-Effekt zurückzuführen: Vor der Gebietsreform werden 
noch schnell Maßnahmen zum Vorteil der eigenen Gemeinde auf den Weg gebracht, 
die in der neuen Großgemeinde dann anschließend auch von Einwohnern anderer 
Orte finanziert werden müssen. Da alle Fusionspartner diesen Anreizen unterliegen, 
kommt es zu einem flächendeckenden Anstieg des Ausgabeniveaus über alle betei-
ligten Gemeinden hinweg. Zahlreiche Studien zeigen, dass die Altgemeinden in Er-
wartung des Zusammenschlusses insbesondere im letzten Jahr vor der Fusion signi-
fikant investive Ausgaben (Blom-Hansen 2010, Hansen 2014, Saarimaa und Tukiai-
nen 2015, Hirota und Yunoue 2017) und Verschuldung (Hinnerich 2009, Jordahl und 
Liang 2010, Nakazawa 2016, Hirota und Yunoue 2017) erhöhen, da sich die entste-
henden Lasten auf den Haushalt der künftigen Großgemeinde abwälzen lassen. Fritz 
                                            
9 Auch für das mitunter vorgetragene Argument, eine vorherige Zusammenarbeit reduziere mögliche 
Skalenerträge nach Gebietsreformen, gibt es gegenwärtig keinen Beleg. Harjunen et al. (2017) zeigen 
stattdessen, dass es keine Effekte der Reform auf die Gesamtausgaben gibt, gleichgültig ob die Kom-
munen schon vor der Gebietsreform kooperieren oder nicht. 
 und Feld (2015) weisen eine signifikante Erhöhung der kommunalen Schulden auch 
für einen langen Zeitraum nach dem Zusammenschluss nach. Der Common-pool-Ef-
fekt zeigt sich dabei auch für freiwillige Gemeindefusionen (Saarimaa und Tukiainen 
2015), bei denen man eigentlich effiziente (Coase-)Vertragsverhandlungen erwarten 
sollte. Oftmals verstärkt sich dieses Freifahrerverhalten bei einer höheren Zahl von 
Fusionspartnern („1/n-Gesetz“ von Weinstein et al. 1981; für empirische Studien siehe 
Hinnerich 2009, Hansen 2014 sowie Fritz und Feld 2015).10  
Zwar kann die (Zentral-)Regierung den Zugang zum Common pool theoretisch durch 
Regulierung abschwächen oder unterbinden. Hansen (2014) stellt jedoch fest, dass 
dänische Fusionsgemeinden vor der Zusammenlegung auch dann noch ihre Ausga-
ben signifikant gesteigert haben, wenn die Regierung ihre Autonomie eingeschränkt 
und die Budgetregeln verschärft hat. Für Japan beobachtet Nakazawa (2016) aller-
dings, dass eine derartige Regulierung das Freifahrerverhalten unmittelbar vor der dor-
tigen Fusion verhindert hat. Hansen (2013b) argumentiert zudem, dass Veränderun-
gen in der politischen Repräsentation ein Kanal für die Lösung des Common-pool-
Problems sein können: Wenn Gemeinderatsmitglieder der Altgemeinden auch in der 
neuen Großgemeinde Einfluss ausüben können, wenn also die Altgemeinde weiter 
politisch repräsentiert bleibt, dann lassen sich Ausgabensteigerungen der Altgemein-
den unmittelbar vor der Gebietsreform in Schach halten. Die Ergebnisse legen nahe, 
dass Politiker in den Altgemeinden zusätzliche Ausgaben vor dem Zusammenschluss 
vermeiden, wenn sie wissen, dass sie auch die finanzpolitische Verantwortung in der 
fusionierten Neugemeinde in hohem Maße (mit) zu tragen haben. 
Insgesamt sind die empirischen Belege zur Existenz der Common-pool-Kosten kon-
sistent und belastbar. In Anbetracht der kaum nachweisbaren Effekte auf die öffentli-
chen Ausgaben (Abschnitt 2.1) könnten im Ergebnis durch eine Gebietsreform höhere 
Gesamtausgaben entstehen, als wenn man die Fusion verzichtet hätte. 
2.3 Steigen Qualität und Effizienz der Verwaltung? 
Bis jetzt haben wir lediglich die Ausgabenseite betrachtet; diese Erkenntnisse allein 
lassen aber noch keine Rückschlüsse auf die Effizienz der eingesetzten Mittel zu. 
Denkbar wäre beispielsweise, dass sich zwar die Pro-Kopf-Ausgaben nicht reduzieren, 
sich dafür jedoch die erzeugten Outputs verbessern; man bekommt also „mehr“ für 
dasselbe Geld. Befürworter von Gebietsreformen machen geltend, dass größere Ge-
bietskörperschaften leistungsfähiger seien. Größere Verwaltungen ließen eine stär-
kere Spezialisierung zu, eröffneten Aufstiegsperspektiven und seien dank einer stär-
keren Spreizung der Lohntarife attraktiver für hochqualifizierte Mitarbeiter. Durch die 
Professionalisierung der Verwaltung soll es in größeren Einheiten möglich werden, 
                                            
10 Dieser Effekt ist jedoch weiterhin strittig, da Studien wie jene von Blom-Hansen (2010) keine Belege 
für die „1/n“-Hypothese ergeben und damit nur der Zugang zum Common pool, nicht aber die Zahl der 
Mitglieder Ursache für die (fiskalische) Externalität der fusionierten Kommunen ist. 
 mehr Verwaltungsakte zu bearbeiten und das Verwaltungshandeln insgesamt zu ver-
bessern. Bei unverändertem Ausgabeverhalten der Gemeinden entstünde so mehr 
Output bei gleichbleibendem Mitteleinsatz, was Effizienzgewinnen entspräche. 
Während der Einfluss von Gemeindefusionen auf das Ausgabenverhalten gut doku-
mentiert ist, sind die Auswirkungen auf die Qualität des Verwaltungshandelns und da-
mit der öffentlichen Daseinsvorsorge bisher nur teilweise erforscht. Der Hauptgrund 
liegt darin, dass es nicht einfach ist, Qualität und Quantität öffentlicher Güter zu mes-
sen. Zwar kann man beispielsweise Kindergartenplätze zählen; die Quantität steht für 
bestimmte Servicebereiche also zumindest näherungsweise zur Verfügung. Doch 
lässt sich nicht messen, welchen Nutzen die öffentliche Leistungserstellung den Bür-
gern stiftet; damit entzieht sich die Qualität der Versorgung der abschließenden Beur-
teilung. Oftmals greifen Ökonomen deswegen auf indirekte Maße wie Häuserpreise 
oder Wanderungsbewegungen über Gemeindegrenzen hinweg als sogenannte „Re-
vealed preferences“ zurück, um zumindest näherungsweise zu erfassen, wie sich die 
Attraktivität einer Gemeinde durch eine Gebietsreformen verändert. 
In der Tabelle ergibt sich im Hinblick auf Effizienzmaße wie bereits im Bereich der 
Ausgaben ein eher durchwachsenes Bild möglicher Reformeffekte. Allers und Ge-
ertsma (2016) nutzen hedonische Hauspreise als Maß für die Kapitalisierung öffentli-
cher Güter im Produktionsfaktor Boden und finden keine signifikanter Effekte von Ge-
meindezusammenschlüssen auf die örtlichen Hauspreise. Auch Fritz und Feld (2015), 
Studerus (2016) und Harjunen et al. (2017) können keine Effekte von Gebietsreformen 
auf den Immobilienmarkt nachweisen. Einzig Reingewertz (2012) beobachtet in fusio-
nierten israelischen Gemeinden einen Anstieg der Bautätigkeit.  
Ein weiteres Maß für Effizienzsteigerungen und veränderte Zukunftsperspektiven sind 
Bevölkerungs- und Wanderungsbewegungen. Wenn das öffentliche Leistungsangebot 
attraktiver wird, sollte sich das dahingehend auswirken, dass sich mehr Menschen in 
der Gemeinde ansiedeln, sodass die Einwohnerzahl wächst (Tiebout 1956, Andini et 
al. 2017). Nachweisen lässt sich ein solcher Effekt hier allerdings genauso wenig wie 
im Immobilienbereich. Zum Beispiel finden weder Studerus (2016) und Harjunen et al. 
(2017) noch Sandsør et al. (2017) einen signifikanten Einfluss von Gebietsreformen 
auf das Bevölkerungswachstum.11 Die Ergebnisse im Hinblick auf Zuwanderung oder 
Nettomigration (Zuwanderung abzüglich Abwanderung) sind bestenfalls ambivalent: 
Egger et al. (2017) konstatieren einen Nettobevölkerungszuwachs, Feld und Fritz 
(2015) dagegen einen signifikanten Rückgang; Reingewertz (2012) und Studerus 
(2016) finden keinerlei signifikanten Effekt. Auch auf die örtlichen Geburtenraten schei-
nen sich Gebietsreformen nicht auszuwirken (Reingewertz 2012 sowie Feld und Fritz 
                                            
11 In deskriptiven Studien lässt sich allerdings ein positives Bevölkerungswachstum nach Gebietsrefor-
men beobachten, insbesondere für Klein- und Kleinstgemeinden (Hanes und Wikström 2008, Kauder 
2016). 
 2015). Insgesamt finden sich damit nahezu keine Hinweise, dass fusionierte Gemein-
den an Attraktivität gewinnen.  
Mit Neugliederungen kommunaler Gebietsgrenzen ist allerdings stets auch eine Zent-
ralisierung der Verwaltung und damit der innergemeindlichen Verteilung der öffentli-
chen Beschäftigung verbunden. Wo der Sitz der Kreisverwaltung zu liegen kommt, gibt 
es zusätzliche Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst. Becker et al. (2013) haben den 
Bundeshauptstadtstatus von Bonn untersucht und kommen wie Heider et al. (2017) zu 
dem Ergebnis, dass der Verlust des Verwaltungssitzes zu einem Bevölkerungsrück-
gang führen kann.12 
Andere Autoren untersuchen mögliche Effizienzeffekte anhand von Befragungsdaten. 
Hansen (2015) argumentiert, dass sich die Qualität der Kommunalverwaltung darin 
abbildet, wie zufrieden die Einwohnerschaft mit ihrer jeweiligen lokalen Verwaltung ist. 
Seine Auswertung von Befragungsdaten bringt zum Vorschein, dass die Zufriedenheit 
der Bürger mit der Gemeindeverwaltung durch eine kommunale Gebietsreform in Dä-
nemark abgenommen hat. Steiner und Kaiser (2016) nutzen Befragungen von kom-
munalen Verwaltungsmitarbeitern in der Schweiz vor und nach Gebietsreformen. Sie 
erheben eine Selbsteinschätzung der Gemeindeverwaltungen zu ihren Kapazitäts-
grenzen in insgesamt 28 kommunalen Aufgabenfeldern. Fusionierte Gemeinden mel-
den erhöhte Kapazitätsgrenzen nur in der Abfallbeseitigung, der Erteilung von Bauge-
nehmigungen und der Unterstützung von Arbeitslosen. Trotz unveränderter Personal-
zahlen werten sie dies als Professionalisierung der Verwaltung.  
Bhatti et al. (2017) untersuchen die Gesundheit kommunaler Verwaltungsmitarbeiter 
als notwendige (nicht aber hinreichende) Bedingung für produktives Verwaltungshan-
deln. Der Effekt von Gebietsreformen ist hierbei a priori unklar: Wenn die Verwaltung 
stärker spezialisiert ist, könnte dies die Zufriedenheit der Angestellten erhöhen und 
weniger krankheitsbedingte Fehlzeiten verursachen; wenn die Arbeitsplätze unsicher 
sind und die Angestellten in der Folge von Gebietsreformen Restrukturierungen be-
fürchten, mögen die gesundheitlichen Probleme hingegen zunehmen. Die Autoren fin-
den signifikante Effekte weder in die eine noch in die andere Richtung.  
Im Zusammenhang mit kommunaler Effizienz haben Forscher ihr Augenmerk auch auf 
den lokalen Schuldenstand und auf Auslagerungen in die Privatwirtschaft gerichtet. 
Foged (2016) zeigt, dass eine Gebietsreform 2007 in Dänemark die lokale Produkti-
onsstruktur der öffentlichen Hand verändert hat. Damals hat man mehr spezialisierte 
Tätigkeiten im sozialen Bereich an Private ausgelagert; kapitalintensive Aufgaben hin-
gegen wieder zurückgeholt.  
                                            
12 Dieser Effekt findet sich jedoch nicht für den Verlust des Status‘ der kreisfreien Stadt (Heider et al. 
2017), da diesen Städten zumeist immerhin der Status der großen kreisangehörigen Gemeinde oder 
des neuen Sitzes des Landratsamtes zuerkannt wird. 
 Andere Autoren untersuchen die Entwicklung der kommunalen Verschuldung vor und 
nach Gebietsreformen als Näherungswert (Proxy) für die dynamische Effizienz kom-
munaler Leistungserstellung. Wenn Gebietsreformen die Effizienz steigern, könnte 
möglicherweise die Verschuldung reduziert werden. Allerdings finden weder Reinge-
wertz (2012) und Blesse und Baskaran (2016) noch Studerus (2016) signifikante Ef-
fekte auf die kommunale Verschuldung. Fritz und Feld (2015) beobachten dagegen 
sogar einen steigenden Schuldenstand in fusionierten Gemeinden; Vergleichbares fin-
den auch Hansen et al. (2014) zumindest in einzelnen Nach-Reform-Jahren.13 
Schließlich lassen sich besser messbare Effizienzindikatoren aus öffentlichen Teilsek-
toren nutzen, insbesondere aus dem Bildungswesen. Reingewertz (2012) findet posi-
tive Effekte von Gemeindefusionen auf die Zahl erfolgreicher Schulabschlüsse. 
Sandsør et al. (2017) beobachten auf der Grundlage von amtlichen Registerdaten aus 
Norwegen, dass sich geringfügig bessere Bildungsergebnisse der Schüler einstellen, 
wovon vorwiegend Kinder aus den eingemeindeten Orten des Umlands profitieren. 
Weder in Norwegen (Sandsør et al. 2017) noch in Israel (Reingewertz 2012) hat sich 
die Lehrer-Schüler-Relation verändert. Gordon und Knight (2008) können bei einer 
ganzen Bandbreite unterschiedlicher Bildungsindikatoren insgesamt keine signifikan-
ten Effekte der Zusammenlegung von Schulbezirken (School districts) in den Vereinig-
ten Staaten feststellen. 
Im Ergebnis weisen bisherige Studien kaum darauf hin, dass Gebietsreformen zu einer 
Erhöhung der Qualität und Effektivität im Verwaltungshandeln geführt haben.14 Ein 
wichtiger Grund für fehlende Qualitätssteigerungen könnte in den zunehmenden 
(räumlichen) Entfernungen in größeren Einheiten liegen. Hierdurch steigen Informati-
onsaufwand und -kosten der Verwaltung, zum Beispiel weil längere Dienstreisen not-
wendig werden oder sich eine stärkere Formalisierung des Verwaltungshandelns nicht 
vermeiden lässt. Zudem kann die Zusammenlegung von Gemeinden die Intensität des 
interkommunalen Wettbewerbs drosseln (Tiebout 1956, Besley und Case 1995). Eine 
geringere Anzahl an Gemeinden bedeutet für die Bürger weniger Auswahl im „Pro-
duktmix“ öffentlicher Leistungen und Abgaben, sodass eine Fusion die Anreize für 
Qualitäts- und Effizienzverbesserungen möglicherweise senkt. Diese Effekte laufen 
                                            
13 Rösel (2017a) vergleicht die langfristige Verschuldungsentwicklung in Niedersachsen und Schleswig-
Holstein. Nach der Gebietsreform in Niedersachsen ist ein Anstieg der kommunalen Verschuldung ge-
genüber Schleswig-Holstein zu beobachten, wo es keine solche Reform gab. Blume und Blume (2007) 
zeigen, dass in den siebziger und achtziger Jahren die Eingemeindung von Umlandgemeinden in kreis-
freie Städte der Bundesrepublik insgesamt nicht mit einer signifikanten Änderung der Verschuldung 
einherging. Beide Studien sind jedoch nicht kausal interpretierbar. 
14 In einer Meta-Studie dokumentieren auch Narbón-Perpiñá und De Witte (2017) keinen systemati-
schen Zusammenhang zwischen kommunaler Effizienz und Einwohnerzahl nach deskriptiven Studien. 
Einen anderen Ansatz verfolgen Rouse und Puterril (2007). Die Autoren ermitteln die (technische) Effi-
zienz öffentlicher Straßeninstandhaltungsarbeiten in Neuseeland vor und nach einer Gebietsreform. Die 
Studie zeigt, dass Veränderungen der Effizienzwerte in den Gemeinden nicht auf die Gebietsreform 
zurückgeführt werden können. Jedoch verwenden die Autoren lediglich einen Vorher-Nachher-Ver-
gleich der Effizienzwerte und keinen Kontrollgruppenansatz. 
 Erträgen aus Spezialisierung und Professionalisierung entgegen. Insbesondere zu 
den Effizienzeffekten bedarf es daher weiterer Evaluationsstudien. 
2.4 Sorgen Gebietsreformen für Wachstum und Steuereinnahmen? 
Eine weitere Hoffnung ist es, das Wirtschaftswachstum zu stärken, zum Beispiel durch 
eine bessere Koordinierung von Wirtschaftsförderung und Tourismusmarketing sowie 
durch einen zielgerichteten Einsatz öffentlicher Güter. Die Effekte könnten sich jedoch 
regional signifikant und sogar diametral unterscheiden: Gemeindezusammenschlüsse 
könnten in eine Aufhebung der Stadt-Umland-Gegensätze münden, aber umgekehrt 
auch zu einer Verschärfung des Stadt-Land-Gefälles beitragen.  
Etliche Autoren befassen sich mit den Wachstums- und Verteilungswirkungen von Ge-
meindezusammenschlüssen (siehe abermals die Tabelle). Von insgesamt sieben Stu-
dien, die den Effekten auf das lokale Steueraufkommen gewidmet sind, ergibt keine 
einzige einen signifikanten Einfluss vergrößerter Gebietsstrukturen auf das Steuerauf-
kommen. Gleiches gilt für kommunale Steuer- und Hebesätze; zu diesen gibt es ins-
gesamt vier Studien. Auch die Auswirkungen auf das Einkommen und das Wirtschafts-
wachstum scheinen begrenzt zu sein. So finden zum Beispiel Harjunen et al. (2017) 
keinen Effekt einer finnischen Gebietsreform auf das Beschäftigungswachstum. Die 
einzige Ausnahme bilden die Ergebnisse von Egger et al. (2017), die auf Wachstums-
effekte hindeuten, welche allerdings regional unterschiedlich ausfallen. Die Autoren 
messen die lokale ökonomische Aktivität mittels der nächtlichen Lichtintensität auf Sa-
tellitenbildern und zeigen, dass der städtische Kern relativ zu den eingemeindeten Ge-
meinden des Umlands profitiert. Die aufnehmende Stadt gewinnt an ökonomischer Ak-
tivität, die aufgenommenen Gemeinden verlieren. Die Autoren erklären dies mit einer 
zunehmenden Migration von peripheren Ortsteilen in die neuen Ortskerne. Netto ergibt 
sich jedoch ein positiver Effekt.  
Das ist im Einklang mit zwei weiteren Studien, nach denen Gebietsreformen mit einer 
steigenden Ungleichheit zwischen den Ortsteilen einhergehen. Pickering et al. (2016) 
bestätigen die ungleiche Verteilung der Wachstumseffekte ebenfalls mittels Nachtlicht-
daten für japanische Gemeinden; auch hier verlieren die Umlandgemeinden wirtschaft-
liche Aktivität an das Zentrum. Vergleichbare Ergebnisse liefern Harjunen et al. (2017) 
in einer Analyse der Verteilung von lokalen Arbeitsplätzen nach Gebietsreformen. Ins-
gesamt scheinen sich Gebietsreformen bezüglich der Steuer- und Wirtschaftskraft ins-
gesamt neutral auszuwirken, sie verändern aber deren Verteilung zwischen Stadt und 
Land. Die in größerem Maße ungleiche Verteilung von wirtschaftlichem Wachstum 
kann das Stadt-Land-Gefälle verstärken und die innergemeindliche Ungleichheit (zwi-
schen Umland und Ortskernen) erhöhen.15 
                                            
15 Deskriptive Studien bleiben ohne eindeutige Ergebnisse in dieser Frage. Zum Beispiel zeigen Blume 
und Blume (2007) für den Fall der westdeutschen Kreisreformen der siebziger Jahre, dass das Pro-
 3 Risiken 
Dass Gebietsreformen nicht nur ökonomische, sondern auch politische Auswirkungen 
haben, wurde in der Vergangenheit weitgehend vernachlässigt. Kritiker bemängeln je-
doch seit Jahrzehnten, dass größere Gebietsstrukturen mit negativen Konsequenzen 
für Demokratie und politische Partizipation einhergehen könnten. Im Folgenden stellen 
wir Arbeiten vor, die den Effekten von Gebietsreformen auf die Zufriedenheit der Bür-
ger mit der Demokratie sowie auf die politische Partizipation gewidmet sind (siehe wie-
derum die Tabelle). Einige Studien erlauben zudem Rückschlüsse auf Veränderungen 
des Wahlverhaltens.  
3.1 Wie entwickeln sich Vertrauen und Zufriedenheit mit lokalen Institutionen? 
In vergrößerten Gebietsstrukturen sinkt naturgemäß der Einfluss einer einzelnen Wäh-
lerstimme auf das Endergebnis, und damit auch der individuelle Wahlanreiz.16 Je grö-
ßer die Gemeinde wird, umso geringer sind die Aussichten für den einzelnen Bürger, 
dass die Politik seinen persönlichen Präferenzen entspricht (Oates 1972, Dahl und 
Tufte 1973). Unterschiedliche Bedürfnisse von Stadt und Umland, zum Beispiel hin-
sichtlich Hebesätzen und Gebühren, können daher in einer kleinteiligen Gebietsstruk-
tur besser berücksichtigt werden als in größeren Einheiten. Mit der Zahl von Gemein-
den wird zudem auch die Zahl der ehrenamtlichen Kommunalpolitiker reduziert.17 Der 
Gemeinderat einer neuen Großgemeinde vertritt damit mehr Wähler als vor der Ge-
meindefusion die verschiedenen kleineren Gemeinderäte.  
In größeren Gebietskörperschaften kommt es allerdings nicht nur zu einer Reduktion 
der Zahl der Kommunalpolitiker, sondern auch zu einer Verschiebung des Anteils der 
Ehrenamtlichen zugunsten von Berufspolitikern und Funktionären. Kommunalpolitik 
wird damit professionalisiert und gleichzeitig anonymisiert.18 Dies kann unter den Bür-
gern das Gefühl der Überschaubarkeit beeinträchtigen, das Vertrauen und die demo-
kratische Kontrolle, zum Beispiel hinsichtlich der Effektivität kommunaler Ausgaben. 
                                            
Kopf-Einkommen in Kreisen mit großflächigen Eingemeindungen der Randgebiete danach signifikant 
höher ausfällt. Hanes und Wikström (2008) ermitteln dagegen keine signifikante Korrelation zwischen 
dem Wachstum des kommunalen Pro-Kopf-Einkommens und Gemeindeneugliederungen nach der 
schwedischen Gemeindegebietsreform 1952. Das gilt sowohl für freiwillige als auch für erzwungene 
Zusammenschlüsse. 
16 Die Survey-Ergebnisse von Cancela und Geys (2016) sowie van Houwelingen (2017) zeigen eine 
robuste negative Korrelation zwischen Einwohnerzahl und politischer Partizipation. 
17 Henkel (2016) schätzt, dass die Zahl der ehrenamtlichen Mandatsträger in Westdeutschland durch 
die flächendeckenden Gebietsreformen in den siebziger Jahren um rund 300.000 sank. 
18 Saarimaa und Tukiainen (2016) weisen darauf hin, dass Gebietsreformen die politischen Wahlmög-
lichkeiten drastisch ändern. Sie untersuchen die Veränderungen des Wahlverhaltens nach Gemeindefu-
sionen in Finnland. Während sich für kleine Gemeinden zwar in der neuen Großgemeinde die Gesamt-
anzahl an zur Verfügung stehenden Kandidaten und Parteien erhöht, sinkt die Zahl der Kandidaten aus 
dem eigenen Ort(steil). Allerdings finden sich Hinweise, dass sich die „Qualität“ der Kandidaten (gemes-
sen am Bildungsgrad und am Einkommen) erhöht hat. 
 Die empirische Evidenz stützt diese Bedenken. Hansen (2015) zeigt für eine Gebiets-
reform in Dänemark, dass die neuen Großgemeinden mit einem signifikanten Rück-
gang der Zufriedenheit mit der lokalen Demokratie und der Lokalverwaltung verbunden 
sind. Zudem weist Hansen (2013a) nach, dass die Bürger in den neuen dänischen 
Großgemeinden weniger Vertrauen zu den kommunalen Entscheidungsträgern ha-
ben. Dieser Effekt spiegelt die wachsende Distanz zwischen Kommunalpolitik und Bür-
gern wider. Hierauf deuten auch die Ergebnisse von Lassen und Serritzlew (2011a, 
2011b) hin. Eine notwendige (aber nicht hinreichende) Bedingung für die demokrati-
sche Partizipation ist es, dass die Bürger die politischen Prozesse verstehen und da-
von überzeugt sind, sich wirksam in die Politik einbringen zu können. Größere Ge-
bietskörperschaften sind für die Wähler jedoch tendenziell weniger gut überschaubar 
und verständlich. Lassen und Serritzlew (2011a und 2011b) zeigen in fusionierten Ge-
meinden einen substanziellen Rückgang der Selbsteinschätzung der Wähler, effektiv 
und kompetent in der Lokalpolitik partizipieren zu können (Internal political efficacy). 
Das gilt insbesondere in besonders stark vergrößerten Gemeinden.  
In größeren Einheiten wächst gemäß Hansen (2013a) zudem das Gefühl, dass politi-
sche Verantwortungsträger die Bedürfnisse am Ort des Geschehens weniger stark be-
achten (External political efficacy). Steiner und Kaiser (2016) zeigen jedoch, dass zu-
mindest in der Schweiz die Gemeindevertreter selbst nicht davon ausgehen, dass die 
Bürger in Folge von Gemeindegebietsreformen das Interesse an der Lokalpolitik ver-
lieren. Dem stehen allerdings deskriptive Umfrageergebnisse aus Mecklenburg-Vor-
pommern gegenüber, wo sich nach der Wahrnehmung von Kreistagsabgeordneten die 
Bürger seit der dortigen Kreisgebietsreform erheblich weniger für die Politik im Kreis 
interessieren (Hesse 2015). Die Autoren nutzen Umfragewellen zu jeweils einem Zeit-
punkt vor und nach der Reform, sodass sie lediglich kurzfristige Effekte darstellen kön-
nen. 
3.2 Nimmt die politische Partizipation ab? 
Auch die Entwicklung der Wahlbeteiligung kann Hinweise zur Verankerung der lokalen 
Demokratie und Zufriedenheit in der Bevölkerung geben. Fritz und Feld (2015) be-
obachten für Baden-Württemberg einen signifikanten Rückgang der Wahlbeteiligung 
bei Gemeinderatswahlen in fusionierten gegenüber nicht-fusionierten Gemeinden 
nach Gebietsreformen in den siebziger Jahren. Rösel (2016b) kommt zu ähnlichen 
Ergebnissen für eine Gemeindegebietsreform in der Steiermark; Koch und Rochat 
(2017) finden einen Rückgang der Wahlbeteiligung nach Schweizer Gemeindefusio-
nen. Zudem zeigt Rösel (2016a), dass die Zusammenlegung sächsischer Landkreise 
sowohl die Zahl der zur Wahl angetretenen Kandidaten als auch die Wahlbeteiligung 
in Kreistagswahlen signifikant reduziert hat. 
3.3 Verändert sich das Wahlverhalten? 
 In größeren Gemeinden ändert sich sowohl die Wahlbeteiligung als auch die Auswahl 
der Kandidaten, die sich für Kommunalwahlen aufstellen lassen (Saarimaa und Tukiai-
nen 2016). Es liegt daher nahe, dass es nach Gebietsreformen auch zu Verschiebun-
gen in den Wahlergebnissen kommen kann. Fritz und Feld (2015) beobachten, dass 
die Professionalisierung der Kommunalpolitik mit einem Rückgang des Stimmenan-
teils für Freie-Wähler-Vereinigungen einhergeht, zugunsten der größeren Parteien. 
Rösel (2016a) kann dies für die Kreisebene in Sachsen nicht bestätigen, da Freie-
Wähler-Gruppierungen in Kreistagen eine untergeordnete Rolle spielen. 
Außerdem zeigen Fritz und Feld (2015), dass Gemeindezusammenschlüsse insge-
samt die Zahl der Parteien erhöht und damit die Fraktionalisierung in den Gemeinde-
räten Baden-Württembergs verstärkt haben. Ein weiterer Befund von Saarimaa und 
Tukiainen (2016) legt dagegen nahe, dass Wähler nicht nur ganz allgemein Wert auf 
eine politische Repräsentation ihres Ortes legen, sondern dass sich dieser Effekt in 
fusionierten Großgemeinden noch verstärkt. Gemeinden mit geringer Aussicht auf eine 
starke Vertretung im neuen Gemeinderat der Großgemeinde, also insbesondere kleine 
Umlandgemeinden, konzentrieren ihre Stimmanteile auf eigene Kandidaten. Das gilt 
insbesondere dann, wenn die zu erwartenden Gewinne höherer Repräsentanz im 
neuen Gemeinderat hoch sind, zum Beispiel wenn der Ortsteil sehr weit vom neuen 
Gemeindezentrum entfernt ist oder der Verlust an öffentlicher Daseinsvorsorge wahr-
scheinlich erscheint. Wähler in (Alt-)Gemeinden mit voraussichtlich starker Repräsen-
tanz in der Neugemeinde, wie zum Beispiel das neue Ortszentrum, passen ihr Wahl-
verhalten dagegen nicht an. Kjaer und Klemmensen (2012) kommen dagegen zu dem 
Schluss, dass sich die Wiederwahlchancen eines Bürgermeisters durch Gebietsrefor-
men nicht verändern. 
Auch die durch Gebietsreformen verursachte Unzufriedenheit der Bürger mit der loka-
len Demokratie und den lokalen Institutionen kann sich im Wahlverhalten widerspie-
geln. Die Schließung des eigenen Rathauses, die geringere Zahl von Kommunalpoli-
tikern und Ansprechpartnern und das Gefühl einer wachsenden Distanz zur Kommu-
nalpolitik verstärken das Gefühl des „Rückzugs des Staates aus der Fläche“. Die hin-
terlassene buchstäbliche Leere ist ein wichtiger Faktor für die Wahlerfolge von 
Rechtspopulisten.19 Rösel (2016b) zeigt für das österreichische Bundesland Steier-
mark, dass nach der dortigen Gemeindegebietsreform 2015 die Stimmanteile für die 
rechtspopulistische Freiheitliche Partei Österreich (FPÖ) in fusionierten gegenüber 
nicht-fusionierten Gemeinden gestiegen sind. Die FPÖ positionierte sich auf Landes-
ebene dabei klar gegen die Gemeindegebietsreform.20 Rösel (2016a) zeigt gleichfalls 
                                            
19 Ausführlicher hierzu Rösel (2017b). 
20 In einer anderen Arbeit dokumentieren Rösel und Sonnenburg (2016), dass die gewachsene politi-
sche Distanz infolge der Kreisgebietsreform 2011 in Mecklenburg-Vorpommern mit höheren Stimman-
teilen für die rechtspopulistische Alternative für Deutschland (AfD) in der darauf folgenden Landtagswahl 
einhergegangen ist. Die AfD verbuchte insbesondere in jenen Gemeinden hohe Stimmanteile, deren 
Einfluss auf Kreisebene (gemessen am Anteil der Wahlberechtigten) durch die Kreisgebietsreform 2011 
 einen Anstieg der Stimmenanteile rechtspopulistischer Parteien nach der Kreisreform 
in Sachsen 2008.  
Insgesamt weisen die Studien zu den politischen Effekten von Gebietsreformen über-
einstimmend darauf hin, dass – im Gegensatz zu kommunalen Finanzen und Effizienz 
– ein Zusammenhang zwischen Einwohnerzahl und politischer Partizipation besteht. 
In größeren Einheiten gibt es weniger Möglichkeiten demokratischer Kontrolle und Par-
tizipation. Hierdurch nimmt das Vertrauen der Bürger nicht nur zur Lokalpolitik ab, son-
dern auch zur Demokratie im Allgemeinen. Wenn sich nach Gebietsreformen Frustra-
tion und ein Gefühl der Heimatlosigkeit einstellen, kann sich das darin niederschlagen, 
dass weniger Bürger in Kommunalwahlen ihre Stimme abgeben oder dass sich rechts-
populistische Tendenzen verstärken. 
4 Alternative Instrumente 
Angesichts der durchwachsenen Befunde bezüglich möglicher Einspar- und Effizienz-
effekte und politischer Kosten von Gebietsreformen drängt sich die Frage auf, ob es 
nicht auch noch andere Optionen gibt. Im Folgenden erörtern wir drei alternative In-
strumente: Interkommunale Kooperationen, Funktionalreformen sowie Maßnahmen 
der Verwaltungsmodernisierung (E-Government oder interkommunales Benchmarking 
in der Leistungsbereitstellung). Diese sind mit einer geringeren Eingriffsintensität als 
Gebietsneugliederungen verbunden, da sie die Eigenständigkeit der einzelnen Ge-
meinden nicht berühren. Hier fehlen allerdings kausale Studien weitgehend; wir sind 
in unserer Bestandsaufnahme vorwiegend auf deskriptive Ergebnisse angewiesen.  
4.1 Interkommunale Kooperationen 
Eine erste Option ist die (in)formelle Kooperation über Gemeinde- und Kreisgrenzen 
hinweg. Interkommunale Kooperationen erlauben eine aufgabenbezogene und damit 
zielgenauere Größenoptimierung öffentlicher Aufgaben als Gebietsreformen. Koope-
rationen sind im Vergleich zu Fusionen gegebenenfalls auch deutlich einfacher wieder 
rückgängig zu machen, sodass es weniger Akzeptanzprobleme geben sollte. 
Die Formen der interkommunalen Zusammenarbeit sind vielfältig und können instituti-
onell unterschiedlich ausgestaltet sein. Michelsen et al. (2014) beschreiben drei Arran-
gements für vertikale Kooperationen: (1) zentralisierte Kommunen (Einheitsgemein-
den), die im eigentlichen Sinne keine Kooperation mehr darstellen, (2) dezentrale, fö-
derale Orte mit getrennten Legislativorganen der Ortsteile und des Ortsverbands (Ver-
                                            
besonders stark zurückgegangen ist. Wachsende räumliche Entfernungen (also die Distanz zum Land-
ratsamt), die zumeist eher im Fokus des öffentlichen Interesses stehen, spielen dagegen eine unterge-
ordnete Rolle. Die Studie ist jedoch nur eingeschränkt kausal interpretierbar. 
 bandsgemeinden) sowie (3) ein zwischengelagertes, konföderiertes Modell (Verwal-
tungsgemeinschaften, Ämter).21 Der Kooperationscharakter wird zum Beispiel im Mo-
dell der beauftragenden und erfüllenden Gemeinde sichtbar, wie es in Thüringen gän-
gig ist. Hier übernimmt eine zumeist deutlich größere Stadt gegen Vergütung die Ver-
waltungsaufgaben einer kleineren Nachbargemeinde. 
Politisch diskutiert wird gegenwärtig jedoch insbesondere über die horizontale Koope-
ration von Gemeinden auf freiwilliger Basis, über eine institutionelle Zusammenarbeit 
hinaus. Horizontale Kooperation bedeutet im Regelfall die vertragsbasierte Zusam-
menarbeit zwischen einzelnen Gemeinden. Diese kann privat- oder öffentlich-rechtli-
cher Natur sein (Rosenfeld et al. 2016). Zu solchen horizontalen Kooperationen gibt 
es jedoch keine gesicherten administrativen Daten – bis auf den Sonderfall von Zweck-
verbänden.22 Umfragen unter Kommunen gewähren aber immerhin einen Eindruck, in 
welchem Ausmaß und in welcher Struktur interkommunale Kooperationen zur kommu-
nalen Aufgabenerfüllung in Deutschland bestehen (Bergholz und Bischoff 2015, Ro-
senfeld et al. 2016). Sie zeigen zugleich, dass die Bürger Kooperationen im Allgemei-
nen aufgeschlossen gegenüberstehen (Bischoff et al. 2014, Bergholz und Bischoff 
2015). Nach Rosenfeld et al. (2016) gehen insbesondere ländliche Gemeinden in zu-
nehmendem Maße Kooperationen ein, vornehmlich in der allgemeinen Verwaltung so-
wie in EDV, Beschaffung und Personalwesen.  
Ein Beispiel für die räumliche Vielfalt kommunaler Kooperationen ist in Abbildung 2 
illustriert. Sie zeigt die räumliche Verteilung der vier kommunalen Verwaltungsbereiche 
in Hessen, in denen die häufigsten durch das Land geförderten Kooperationen beste-
hen (Stand: Oktober 2016). Die Darstellung beruht auf der einzigen derzeit in Deutsch-
land verfügbaren Datenbank für Kooperationen vom Kompetenzzentrum für interkom-
munale Zusammenarbeit Hessen, in der jedoch lediglich die von der hessischen Lan-
desregierung geförderten Kooperationen verzeichnet sind. Hessische Kommunen ko-
operieren sowohl in kapitalintensiven Bereichen (Feuerwehr) als auch in arbeitsinten-
siven (Standesamt, Finanzverwaltung) sowie bei Aktivitäten mit überregionaler Bedeu-
tung (Tourismus). Die Zahl der beteiligten Gemeinden je Projekt variiert dabei deutlich. 
Während bei Verwaltungsprojekten geringe Mitgliederzahlen von 2 bis 3 Gemeinden 
vorherrschen, kooperieren im Tourismus deutlich mehr Kommunen (bis zu 6 Mitglieder 
innerhalb eines Projekts). Auch in der geographischen Verteilung gibt es deutliche Un-
terschiede zwischen den Aufgabenbereichen. Einige Gemeinden sind zudem mehr-
fach in Kooperationen eingebunden. Insgesamt beteiligen sich 63,3 Prozent aller Ge-
meinden in Hessen an geförderten Kooperationsprojekten; nicht geförderte Projekte 
                                            
21 Letzteres Modell belässt das kommunale Selbstverwaltungsrecht bei den Mitgliedsgemeinden, die 
aus Kostengründen lediglich (teilweise) Verwaltungsaufgaben an die Trägereinheit delegieren. Für eine 
ausführliche Diskussion der unterschiedlichen Gemeindemodelle siehe Rosenfeld et al. (2007). 
22 Zum Beispiel untersuchen Blaeschke und Haug (2014) auf Basis von Informationen zu Zweckverbän-
den für das Land Hessen die Effizienz in der kommunalen Abwasserentsorgung. 
 sind hier nicht berücksichtigt. Das Beispiel Hessen zeigt den wesentlichen Vorteil kom-
munaler Kooperationen als flexibel einsetzbares Instrument, das die Realisierung von 
Größenvorteilen in bestimmten Aufgabenbereichen erlaubt, ohne die kommunale 
Selbstbestimmung zu berühren. 
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Abbildung 1: Geförderte interkommunale Zusammenarbeit in Hessen 
Anmerkung: Die hervorgehobenen Gemeinden kooperieren mit wenigstens einer weiteren Gemeinde 
im jeweiligen Fachgebiet. 
Quelle: http://www.ikz-hessen.de/projekte (Stand: 17.10.2016). Eigene Darstellung.  
 
Obwohl alle Bundesländer schon vor einigen Jahrzehnten einen Rechtsrahmen für in-
terkommunale Kooperationen geschaffen haben, werden diese in Deutschland noch 
 vergleichsweise selten genutzt.23 Zu ihren Effekten ist aus wissenschaftlicher Perspek-
tive bisher auch bemerkenswert wenig bekannt. Zwar geben Bel und Warner (2015) 
einen umfassenden Überblick über die in der Literatur bisher bekannten Effekte inter-
kommunaler Kooperationen auf die öffentlichen Ausgaben; die zitierte Literatur ist je-
doch durchweg nicht kausal interpretierbar, da die endogene Entscheidung, einer Ko-
operation beizutreten, die geschätzten Effekte von Kooperationen auf die kommunalen 
Bereitstellungskosten verzerrt.24 Andere Wissenschaftler untersuchen die unterschied-
liche Performance von kooperierenden und zusammengeschlossenen Gemeinden de-
skriptiv.25 Derzeit gibt es nur eine Studie, deren Autoren die Effekte von interkommu-
nalen Kooperationen mit quasi-experimentellen Methoden untersuchen: Ferraresi et 
al. (2017) dokumentieren für Kooperationen italienischer Gemeinden signifikante und 
permanente Einspareffekte im Bereich öffentlicher Ausgaben. Sie stellen keinerlei Ver-
schlechterung des öffentlichen Leistungsniveaus fest. 
Es besteht ein zunehmender Bedarf an Analysen der kausalen Effekte von interkom-
munalen Kooperationen, um evidenzbasierte Empfehlungen zu ermöglichen. Für 
Deutschland setzt dies jedoch voraus, dass die interkommunale Zusammenarbeit 
transparenter wird und dass administrative Daten verfügbar sind. 
4.2 Funktionalreformen 
Eine weitere Option ist die vertikale Neuzuordnung öffentlicher Aufgaben. Wenn zum 
Beispiel die Bevölkerungszahl in einem Landkreis schrumpft, sodass er in einzelnen 
hochspezialisierten Aufgaben nicht mehr die erforderliche kritische Masse erreicht, um 
eine öffentliche Leistung in einer hinreichenden Qualität zu erbringen, dann wäre eine 
Verschiebung dieser Aufgabe auf eine höhere Ebene denkbar, sofern diese die ent-
sprechenden Leistungen effizienter erbringen kann. In zahlreichen Bundesländern be-
stehen in Form von Regierungspräsidien, Landesverwaltungsämtern und spezialisier-
ten Landesämtern überörtliche Verwaltungen unterhalb der Ministerialebene, auf die 
                                            
23 Eine Vielzahl von – durchweg nicht kausal interpretierbaren – Studien sind den Motiven einzelner 
Kommunen gewidmet, in Kooperationen zusammenzuarbeiten. Insbesondere kleine Gemeinden in 
schwieriger Haushaltslage haben Anreize, Kooperationen einzugehen (Bel et al. 2011, Blaeschke 
2014). Außerdem weisen die Ergebnisse von Di Porto et al. (2017) auf ein Nachahmungsverhalten hin: 
Die Wahrscheinlichkeit einer eigenen Kooperation in einer Kommune steigt, wenn Nachbargemeinden 
bereits entsprechende Erfahrungen gesammelt haben. 
24 Ein aktuelles Beispiel ist die Studie von Frère et al. (2014); die Autoren finden keinen signifikanten 
Zusammenhang zwischen Kooperationen und dem Ausgabeniveau in französischen Kommunen. 
25 Haug (2013) findet keine signifikanten Unterschiede in der technischen Effizienz von Verwaltungsge-
meinschaften – als spezifische Form vertikaler Kooperation – gegenüber zentralisierten Einheitsgemein-
den. Schließlich zeigen Michelsen et al. (2014), dass in Verwaltungsgemeinschaften eine höhere Wahl-
beteiligung zu beobachten ist als in Einheitsgemeinden. Die Autoren führen dies auf den oben beschrie-
benen Effekt des höheren Gewichts der eigenen Wählerstimme in den Einzelgemeinden von Verwal-
tungsgemeinschaften im Vergleich zu Einheitsgemeinden zurück (siehe dazu Abschnitt 3). Allers und 
van Ommeren (2016) weisen in diesem Zusammenhang für die Niederlanden höhere Zinsausgaben im 
Fall von Gemeinden aus, die eine interkommunale Kooperation eingehen. Weil hier vorab ein Selekti-
onsmechanismus – die Zuweisung in die eine oder andere institutionelle Form – am Werk ist, lassen 
sich die Ergebnisse dieser Studien jedoch nicht kausal interpretieren. 
 diese Aufgaben übertragen werden könnten. Ein ähnliches Vorgehen wäre beispiels-
weise für die Aufgabenverteilung zwischen Gemeinden und Landkreisen denkbar. Auf 
diese Weise ließen sich einzelne staatliche Aufgaben auch ohne Neuzuschnitte der 
Gebietskörperschaften effizienter erfüllen. Hämäläinen und Moisio (2015) zeigen mit-
hilfe der Methode der synthetischen Kontrollgruppe, dass die Einführung einer zusätz-
lichen übergeordneten kommunalen Ebene nicht notwendigerweise mit höheren Kos-
ten für die öffentlichen Haushalte verbunden sein muss. 
4.3 Verwaltungsmodernisierung 
Abschließend seien noch zwei weitere Instrumente der Verwaltungsmodernisierung 
erwähnt, die bisher eine nur untergeordnete Rolle spielen, obwohl sie auf ähnliche 
Ziele gerichtet sind wie Gebietsreformen. Erstens könnten Verwaltungsleistungen in 
Zukunft verstärkt über zentrale elektronische Plattformen angeboten werden. Eine voll-
ständig zentrale elektronische Abwicklung einzelner spezialisierter Aufgaben könnte 
dann eine Verschiebung von Aufgaben an höhere Ebenen nahelegen, zum Beispiel 
ein zentrales Landesverwaltungsamt.  
Zweitens könnten Landesregierungen durch regelmäßige, öffentlich zugängliche 
Benchmarks, Befragungen sowie „Best-Practice“-Konferenzen den Austausch von 
Wissen und guter Praxiserfahrung zwischen den Gemeinden und Landkreisen beför-
dern und politische Anreize schaffen, die Verwaltung effizient zu gestalten26. Damit 
ließe sich einerseits der interkommunale Wettbewerb stärken, weil die politischen Ent-
scheidungen auf kommunaler Ebene transparenter würden (Besley und Case 1995). 
Andererseits können Benchmarks auch Anpassungs- und Lernprozesse in Gang set-
zen, die insbesondere für kleine Gemeinden mit geringer Verwaltungskapazität von 
Interesse sind. Benchmarks werden bisher nur in wenigen Fällen als Instrument der 
kommunalen Verwaltungsmodernisierung genutzt. Auch zur Wirksamkeit dieser In-
strumente besteht ein erheblicher Bedarf an wissenschaftlicher Evidenz.  
5 Schlussfolgerungen  
Gebietsreformen sollen Effizienz- und Einsparpotentiale der kommunalen Verwaltung 
heben. In diesem Beitrag haben wir gezeigt, dass die moderne empirische Literatur 
nur in wenigen Fällen eine solche Wirkung belegen kann. Eine zunehmende Zahl von 
Studien zeigt hingegen unbeabsichtigte Nebenwirkungen wie eine sinkende Wahlbe-
teiligung der Bürger und steigende Stimmanteile für rechtspopulistische Parteien. Ge-
bietsreformen können außerdem damit einhergehen, dass die Ungleichheit im wirt-
schaftlichen Wachstum innerhalb der neu gebildeten Gemeinden wächst.  
                                            
26 In Analogie zu Art. 91d Grundgesetz, wonach „Bund und Länder […] zur Feststellung und Förderung 
der Leistungsfähigkeit ihrer Verwaltungen Vergleichsstudien durchführen und die Ergebnisse veröffent-
lichen“ können. 
 Dies ist für den Umgang der Politik mit dem demografischen Wandel in Deutschland 
von großer Bedeutung. Die Ergebnisse aus den Studien, die wir hier betrachtet haben, 
deuten darauf hin, dass Skaleneffekte durch Gemeindevergrößerungen in der öffentli-
chen Verwaltung eine untergeordnete Rolle spielen und dass sich das Haushaltsvolu-
men üblicherweise proportional zur Einwohnerzahl entwickelt. Vergrößerte Gebiets-
strukturen laufen insofern weitgehend ins Leere, wenn das Ziel darin besteht, einem 
voraussichtlichen Bevölkerungsschwund entgegenzuwirken. Kleinere Einheiten bieten 
überdies den Vorteil, dass man flexibel auf unterschiedliche demografische Entwick-
lungen einzugehen vermag. Außerdem bieten sie niedrigere Hürden für die politische 
Partizipation der Bürger. 
Die zunehmende Komplexität im Verwaltungshandeln sowie der steigende Mangel an 
Fachkräften im öffentlichen Dienst sprechen indes punktuell für größere Einheiten in 
einzelnen Aufgabenfeldern. Interkommunale Kooperationen, die je nach Bedarf gebil-
det und wieder gelöst werden können, bieten eine geeignete institutionelle Basis dafür. 
Ob sie jedoch auch die Ziele erreichen können, die man sich gesetzt hat, ist bisher 
weitgehend unbekannt. Ihre Effekte sind wissenschaftlich unzureichend dokumentiert 
und erforscht. Hier besteht – wie auch für andere alternative Instrumente wie zum Bei-
spiel Benchmarks – ein systematischer umfassender Forschungsbedarf. Hier sind wei-
tere Fortschritte möglich, damit es gelingen kann, den kommunalpolitischen Rechts-
rahmen evidenzbasiert um geeignete Instrumente zu ergänzen. 
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